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Hardern soll nicht abgehängt werden
Lyss Die Einwohner 
von Hardern sind seit 
Sonntag nicht mehr ans 
Verkehrsnetz ange-
schlossen. Das will die 
Fraktion SP/Grüne 
wieder ändern. Auch 
die Harderner hätten 
eine Lösung parat.  

Ein jahrelanger Kampf ist am 
Sonntag zuungunsten von Har-
dern ausgegangen: Seit dem Fahr-
planwechsel gibt es im Lysser 
Weiler keine Bushaltestelle mehr. 
Einzig «Hardern Hauptstrasse» 
wird vom Bus Nummer 362 zwi-
schen Lyss und Schnottwil noch 
angefahren. Doch wer nicht gut 
zu Fuss ist, für den ist das kaum 
eine Alternative. Anna Wüthrich, 
Vize-Präsidentin des Hardern-
Leists, schätzt, dass es 15 bis 20 
Minuten dauert, um diese Halte-
stelle vom Harderner Ortskern 
aus zu erreichen. Wüthrich erin-
nert sich an viele Diskussionen in 

den letzten Jahren bezüglich des 
Busses. Mal seien die Verbindun-
gen gut gewesen, dann seien sie 
verschlechtert worden, sodass die 
Zeiten nicht mehr mit den Stun-
denplänen der Schüler kompati-
bel gewesen seien. 

Vor dem letzten Fahrplanwech-
sel machte der Bus in Hardern 
auf Verlangen eine Schlaufe: Wer 
von Lyss aus dort aussteigen 
wollte, musste den Wunsch recht-
zeitig ankündigen. Und in Har-
dern bei der Bushaltestelle gab es 
einen Haltewunsch-Knopf, der 
dem Chauffeur mittels Lichtsig-
nal vor der Verzweigung nach 
Hardern signalisierte, ob die 
Schlaufe nötig war oder nicht. 

Bereits im Sommer wurde im 
Hinblick auf den Fahrplanwech-
sel ein Schulbus eingerichtet. «Es 
ist super, dass wir den haben. 
Doch für die Erwachsenen gibt es 
nichts mehr», sagt Wüthrich. 

«Pintli»-Gäste nutzten Bus 
Sie habe das kommen sehen, sagt 
Judith Estermann, Geschäftsfüh-

rerin des «Hardern Pintli». Zu oft 
sei der Bus schlecht frequentiert 
gewesen. Und doch: «Viele unse-
rer Gäste nutzten den Bus, insbe-
sondere zur Mittagszeit», sagt sie 
weiter. Auch Mitarbeiter, die an 
den freien Tagen nach Hause fah-
ren würden, sowie eine ihrer Ler-
nenden hätten den Bus regelmäs-
sig benutzt. Diese müssten nun zu 
Fuss zur nächsten Haltestelle 
oder mit dem Velo nach Lyss fah-
ren.  

Estermann fragt sich, ob die äl-
teren Gäste, die nicht mehr gut zu 
Fuss seien, nun den Mehrauf-
wand in Kauf nehmen und auf das 
Taxi auszuweichen. «Wir haben 
auch schon Gäste hin- und her-
chauffiert», sagt sie. 

«Hardern nicht abnabeln» 
Die Situation in Hardern stösst 
der Fraktion SP/Grüne sauer auf. 
Am Montagabend reichte sie im 
Parlament ein Postulat mit dem 
Titel «Hardern nicht abnabeln» 
ein. Sie fordern den Gemeinderat 
auf, «den Ortsteil Hardern nach 

der inakzeptablen Trennung vom 
ÖV-Anschluss durch ein neues 
Mobilitätsangebot wieder ange-
passt anzubinden». 

«Ich könnte mir ein regionales 
Mitfahrsystem vorstellen, bei 
dem auch gleich Ottiswil, Scheu-
nenberg oder weitere Nachbar-
sorte miteinbezogen werden», 
sagt Lorenz Eugster (Grüne). 
Übergangsweise stellt sich Eugs-
ter eine Lösung mit Taxigutschei-
nen vor. Anna Wüthrich wiede-
rum würde gern ein «Mitfahr-
bänkli» installieren, auf das sich 
diejenigen setzen können, die 
eine Mitfahrgelegenheit benöti-
gen.  

Eine Lösung ist in Abklärung 
«Eine Lösung schaffen für weni-
ger als zwei Personen, die die 
Schlaufe zuletzt pro Tag nutz-
ten?», fragt Rolf Christen, Lysser 
Gemeinderat Bau und Planung 
(BDP). Denn faktisch war die 
Schlaufe zwar acht- bis neunmal 
pro Tag im Fahrplan, benötigt 
worden sei sie höchstens zwei- 

bis dreimal pro Tag. «Deshalb gab 
es keine vernünftigen Argumente, 
an der Schlaufe festzuhalten», 
sagt Christen.  

Mitfahrgelegenheiten hätten 
einen schweren Stand, sagt er 
weiter. So wäre es vielleicht mög-
lich, von Hardern nach Lyss zu 
gelangen, umgekehrt sei das aber 
deutlich schwieriger. 

Die Führung der Linie 362 über 
Busswil, Büetigen und Diessbach 
weise aus Sicht des Gemeindera-
tes «ein grösseres Potenzial» auf 
als die Hardern-Schlaufe, so 
Christen weiter. Doch bislang 
lehne der Kanton eine solche 
Streckenführung ab. 

Der Gemeinderat hat nun sechs 
Monate Zeit, das Postulat von 
SP/Grüne zu beantworten. «Wir 
stehen mit dem Hardern-Leist in 
einvernehmlichen Kontakt», sagt 
Christen. Ausserdem sei eine 
mögliche Lösung derzeit noch in 
der Abklärung: Würde der Schul-
busfahrer eine Taxilizenz lösen, 
dann könnten auch Erwachsene 
mitfahren. Andrea Butorin    

Stadt schafft Grundlage für wesentliche Arbeit 
Biel Die Stadt Biel hat den genossenschaftlichen Gebäudebestand auf städtischen Baurechtsparzellen analysiert – mit dem Ziel,  
das Verdichtungspotenzial zu ergründen. Jetzt beginnen die Verhandlungen mit den Genossenschaften um konkrete Massnahmen.

Lino Schaeren 

Biel hat in den vergangenen Jah-
ren sämtliche genossenschaftli-
chen Liegenschaften auf städti-
schen Baurechtsparzellen unter-
sucht. Dies im Zuge des «Modell-
vorhabens 2014 – 2018», welches 
die Entwicklungspotenziale der 
Genossenschaftssiedlungen auf-
zeigen soll. Gestern hat die Stadt 
die Ergebnisse präsentiert. Der 
Schlussbericht zeigt Handlungs-
ansätze für mittel- bis längerfris-
tige Erneuerungen auf. Dies mit 
dem Hauptziel der inneren Ver-
dichtung auf den Baurechts-
grundstücken der Stadt. Stadtprä-
sident Erich Fehr (SP) bilanzierte 
gestern, dass es das vermutete 
Potenzial tatsächlich gebe, «auch 
wenn dieses nicht so gross ist wie 
erwartet». 

Der Bund hatte die Bieler Erhe-
bung unterstützt – mit 150 000 
Franken steuerte er die Hälfte der 
Kosten bei. Die Ergebnisse des 
Modellvorhabens zeigen nun laut 
Fehr, dass gemeinnütziger Woh-
nungsbau nicht nur durch Neu-

bauten gefördert werden könne, 
sondern auch durch innere Ver-
dichtung. Sarah Gäumann, Leite-
rin Planung und Stadtraum, gab 
an, dass man bei den genossen-
schaftlichen Liegenschaften ein 
Gesamtpotenzial der inneren 
Verdichtung von 60 000 Quad-
ratmetern Bruttogeschossfläche 
habe feststellen können. Das ist 
mehr als die Bruttogeschossflä-
che, die dereinst auf dem Gurze-
len-Areal realisiert werden soll 
und etwa die Hälfte der Quadrat-
meter, die derzeit auf dem Agglo-
lac-Perimeter am Nidauer See-
ufer vorgesehen sind. Gäumann 
sagte allerdings, dass es sich bei 
den Zahlen um eine «sehr grobe 
Schätzung» handle. 

Arbeitsgruppe tritt zusammen 
Dies, weil das Modellvorhaben 
zwar auch konkrete Handlungs-
empfehlungen entwickelt hat. So 
sind Gebäude etwa von «gesamt-
heitlicher Erhalt» bis zu «Ersatz» 
oder «Totalsanierung» eingestuft 
worden. Bevor mögliche Mass-
nahmen aber überhaupt verhan-

delt werden können, muss sich 
noch die Arbeitsgruppe Gemein-
nütziger Wohnbau mit den Er-
gebnissen des Modellvorhabens 
auseinandersetzen. Die Arbeits-
gruppe setzt sich aus je vier Mit-
gliedern der Stadt und der IG 
Wohnbaugenossenschaften Biel-
Seeland zusammen und hat sich 
anfangs November erstmals ge-
troffen. 

Die Einsetzung dieser Arbeits-
gruppe wurde bereits vor andert-
halb Jahren im vom Stadtrat ver-
abschiedeten Reglement über die 
Förderung des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus beschlossen. Das 
Reglement hatte zwei Volksini-
tiativen erfüllt. Diese hatten zum 
einen die Hälfte der Bruttoge-
schossfläche auf der Gurzelen für 
gemeinnützige Wohnbauträger 
gefordert, zum anderen auch eine 
Politik, die es den Genossenschaf-
ten ermöglicht, ihren Anteil am 
Wohnungsmarkt in Biel bis 2035 
auf 20 Prozent zu erhöhen. Heute 
liegt dieser bei 15 Prozent. Kon-
kret heisst das, dass die Genos-
senschaften in den nächsten 18 

Jahren rund 1000 Wohnungen 
realisieren müssten. 

Belohnung und Strafe 
Dazu reicht die Überbauung Gur-
zelen nicht. Fehr sagte denn ges-
tern auch: «Das Ziel wird nur er-
reicht, wenn auch auf die innere 
Verdichtung gesetzt wird.» Dies 
wegen der fehlenden freien Bau-
parzellen, aber auch wegen den fi-
nanziellen Möglichkeiten der Ge-
nossenschaften. 

In der Arbeitsgruppe sollen nun 
die Verdichtungsmöglichkeiten 
ausgelotet werden. Der Stand-
punkt der Stadt ist allerdings be-
reits klar: Sie will die Verlänge-
rung von Baurechtsverträgen an 
Leistungsziele knüpfen. So sieht 
es der Mustervertrag vor, der vom 
Bieler Stadtrat vor einem Jahr 
verabschiedet wurde. Der Muster-
vertrag hat eine Laufdauer von 30 
Jahren, wobei die Genossenschaf-
ten mit den festgelegten tiefen An-
sätzen während den ersten 15 Ver-
tragsjahren von speziellen, für sie 
vorteilhaften Konditionen profi-
tieren. Die Genossenschaften sind 

aber auch verpflichtet, innert der 
ersten fünf Vertragsjahre kon-
krete Pläne zur Sanierung und 
Weiterentwicklung der Siedlung 
vorzulegen. Diese Pläne sollen auf 
den Resultaten des Modellvorha-
bens basieren. Die ersten 48 sol-
chen Baurechtsverträge haben 
Stadt- und Gemeinderat ebenfalls 
vor einem Jahr genehmigt.  

Der Gemeinderat sieht vor, ge-
meinnützige Wohnbauträger bei 
Einhaltung der Leistungsziele 
nach den ersten 15 Vertragsjahren 
mit einer schnellen Verlängerung 
des Baurechts um bis zu 60 Jahre 
zu belohnen. Wohnbauträger, die 
sich nicht an die Leistungsziele 
halten, sollen hingegen mit höhe-
ren Baurechtszinsen bestraft wer-
den. So könnte etwa das eigentli-
che Quadratmeter-Potenzial eines 
Grundstücks verzinst werden, 
wenn eine Genossenschaft einer 
vereinbarten Verdichtung nicht 
nachgekommen ist. 

Stadt will Einfluss wahren 
Fehr betonte gestern allerdings, 
dass nicht mögliche Strafen, son-

dern eine gute Zusammenarbeit 
im Vordergrund stehe. Dem pflich-
tete Heidi Lüdi, Leiterin der IG 
Bieler Wohnbaugenossenschaften 
und Vertreterin im Regionalver-
band Bern-Solothurn, bei. «Wenn 
beide Partner die Chance nützen, 
kann das Bieler Modell zu einem 
Erfolgsmodell werden», sagte sie. 

Die Grundlagen seien da, sie 
müssten nun einfach noch ange-
wendet werden, so Lüdi. Noch vor 
einem Jahr hatten die Genossen-
schaften den Umstand, dass die 
Zielvereinbarungen in die Bau-
rechtsverträge festgeschrieben 
werden sollen, zähneknirschend 
hingenommen. Sie hätten lieber 
einen Zusatzvertrag gesehen. Die 
Stadt ihrerseits will mit den Ziel-
vereinbarungen ihren Einfluss in 
der Stadtentwicklung wahren. 
Wie sie sich dies im Bereich der 
Genossenschaften vorstellt, zeigt 
sich erstmals im Modellvorhaben 
im Einzelnen. 

Den Schlussbericht zum Modellvor-
haben finden Sie unter 
www.bielertagblatt.ch/genos

Seit Sonntag 
nützt das Drü-

cken dieses 
Knopfes bei der 

Bushaltestelle 
Hardern Linde 

nichts mehr. 
Frank Nordmann

Biel will  
neue Studie  
zu Cannabis 

Biel Nach der Ablehnung der Ber-
ner Cannabisstudie durch das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
prüfen die Städte Biel, Bern, Lu-
zern und Zürich die Einreichung 
von neuen Gesuchen beim BAG. 
Und sie unterstützen eine mög-
lichst schnelle Verankerung eines 
«Experimentierartikels» im Be-
täubungsmittelgesetz. Die politi-
sche Debatte um den Umgang mit 
Cannabis sei dringend, schreiben 
die Städte in einer Mitteilung. Es 
brauche Grundlagen, die die poli-
tische Diskussion versachlichen.  

Die Universität Bern gab ges-
tern bekannt, dass sie eine Be-
schwerde als nicht zielführend er-
achte. Man sei von der Wichtig-
keit der Studie zwar überzeugt, 
sehe aber keine realistische Mög-
lichkeit, die Bewilligung für die 
Studie zu erhalten.   mt

Nachrichten

Grenchen 
Polizist stürzt 
von der Moschee 
Bei einer Baustellenkontrolle in 
Grenchen kam es zu einem Un-
fall, wie das «Grenchner Tag-
blatt» gestern vermeldete. Als die 
Baustelle der Moschee der Alba-
nisch-Islamischen Glaubensge-
meinschaft kontrolliert wurde, 
flüchtete ein Arbeiter. Bei der 
Verfolgung stürzte ein Stadtpoli-
zist drei Meter in die Tiefe. Der 
Vorfall trug sich bereits am 
Samstag vor einer Woche zu. Der 
Geflüchtete ist immer noch auf 
der Flucht, allerdings ohne seine 
Papiere. Der Mann hielt sich ille-
gal in der Schweiz auf. tg 

Biel 
Relaunch der 
städtischen Website 
Der Internet-Auftritt der Stadt 
Biel, www.biel-bienne.ch, wird 
von der Nidauer Digitalagentur 
Campfire erneuert. Mit den 
Arbeiten wird Anfang 2018 ge-
startet. mt
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